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 „...Damit beginnt der Wahnsinn Methode anzunehmen. Es paßt dann durchaus in dieses Bild, wenn amerikanische Zeitungen zu behaupten wußten, daß Präsident Roosevelt am 31. Januar 1939 vor dem Senatsausschuß für das Heereswesen erklärt habe, im Kriegsfalle liege die Grenze der Vereinigten Staaten in Frankreich. Das ist ja an sich nichts Neues; denn die Grenzen Englands liegen bekanntlich am Rhein und die Grenzen Frankreichs bekanntlich an der Weichsel. Unsere Festungswälle und die Stärke und Güte der deutschen Wehrmacht werden bei diesen kindischen und albernen Grenzfestlegungen überhaupt nicht in Betracht gezogen.“

Zitat aus „Die Zeit ohne Beispiel“ von Dr. J. Goebbels 1942, daraus Kapitel „Krieg in Sicht“ vom 25.02.1939, S. 43

Das waren so die Grenzvorstellungen der Demokratien vor dem 2.Weltkrieg. Seit Deutschland auch demokratisch ist, liegen unsere Grenzen zwar nicht am Mississippi, an der Themse oder der Rhone, aber – man höre und staune – am Hindukusch! Was die Bevölkerung von Afghanistan davon hält, ist unseren Parlamentariern ungefähr so wichtig wie Churchill unsere damalige Ansicht zu seinen „Grenzträumereien“. 

Daß ex-„BRD“-Kriegsminister Struck keineswegs eine ganz persönliche Vorstellung zum Besten gab, sondern vielmehr die Grenzenlosigkeit einem demokratischen Konzept entspringt, zeigt ein Artikel in der Septemberausgabe 2005 der Zeitschrift „Internationale Politik“, der maßgeblichen Fachzeitschrift der deutschen Außenpolitik. Die nachfolgenden Abschnitte basieren auf einem Bericht der Weltnetzseite

 www.german-foreign-policy.com.

Die Zeitschrift "Internationale Politik" öffnet in ihrer September-Ausgabe ihre Spalten für die Forderung nach vollständigem Souveränitätsverzicht für Ressourcenstaaten, die der westlichen Energieversorgung nützlich sein könnten. Demnach sollen ausgesuchte Völkerrechtssubjekte ("failing states") "für einen unbegrenzten Zeitraum" zu "Treuhandgebieten" der Großmächte erklärt werden. Was den Mißbrauch des so schön klingenden Begriffs TREUHAND anbelangt, so haben gerade wir ja seit der „Wende“ – welch tiefgründige Wortwahl! - genügend schlechte Erfahrungen gemacht. Die Herrschaftsausübung in den zukünftigen Protektoraten müsse billig sein ("nicht zu große(...) materielle(...) Investitionen") und durch "internationale Anerkennung (...) dringend" umgesetzt werden. Die Veröffentlichung in dem offiziösen Fachblatt, das dem deutschen Außenministerium nahe steht, stellt einen neuen Höhepunkt der planerischen Barbarisierung internationaler Staatenbeziehungen dar.

Die gegen jedes Recht gerichteten Pressionen kündigen an, daß Deutschland, die übrigen Kernstaaten der EU sowie die USA im Begriff sind, ein internationales Zwangsregime über den Rest der Welt, insbesondere aber über die Ressourcengebiete des Mittleren und Fernen Ostens sowie über die energiereichen Regionen des Südens zu errichten.

Diese Absichten werden in der September-Ausgabe des Berliner Periodikums "Internationale Politik" in provozierender Offenheit verbreitet. Die von der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) herausgegebene Zeitschrift räumt einem Zehn-Seiten-Aufsatz Platz ein, in dem die völlige Unterwerfung mißliebiger Völkerrechtssubjekte unter die Herrschaft der westlichen Industriestaaten gefordert wird. Den Ausführungen des Autors, der Director of Policy Planning im State Department der USA ist, stellt die Redaktion keine Erwiderung entgegen, sondern behauptet, zwei Milliarden Menschen lebten in "failing states" und seien deswegen von den publizierten Empfehlungen betroffen.

Demnach reicht das traditionelle Zwangsinstrumentarium ("Regierungshilfe und vorübergehende Verwaltung") nicht mehr aus, um widerständige Staaten zur Unterordnung zu zwingen. Heute seien auch "Staatsgebilde mit sehr beschränkten materiellen Möglichkeiten" fähig, die Großmächte ernsthaft zu bedrohen, schreibt der US-Autor Stephen B. Krasner. Zwar könnten solche "Staatsgebilde (...) relativ leicht erobert und besetzt werden", doch müsse man danach eine dauerhafte Lösung finden.

Das Imperium holt zum finalen Rundumschlag aus!

Anstelle der Errichtung einer offenen Protektoratsherrschaft favorisiert der Autor die Einsetzung von Scheinregierungen (hat sich bei uns bestens bewährt, zumindest was die Interessenvertretung der Plutokraten anbelangt), die die Kernbereiche der nationalen Souveränität an eine oder mehrere Großmächte übertragen. Dabei sollen "lokale Herrscher" denjenigen Institutionen Legitimität verleihen, in denen ausländische Kräfte die Kontrolle haben. Am einfachsten könne eine solche De-facto-Diktatur seitens der Großmächte in Staaten durchgesetzt werden, die zuvor besetzt worden seien, heißt es in dem deutschen Text; Afghanistan, Bosnien-Herzegowina, Ost-Timor, Irak und Kosovo werden als Beispiele genannt (die BRD und die DDR hat man mal wieder schlicht zu erwähnen vergessen). "Vereinbarungen" wie die Militärkontrolle über Afghanistan könnten mittels geeigneter Verträge "einen permanenten Status" erhalten. Allerdings sollen die westlichen Zwangsmaßnahmen "aus nationalen Einnahmen finanziert" werden und dürfen "nicht zu großen materiellen Investitionen" führen.

Um den Regierenden dieser De-facto-Diktaturen nicht zu viel vom nationalen Reichtum überlassen zu müssen, schlägt der Autor insbesondere für Ressourcenstaaten vor, diese Länder  sollten sich einem "Trust" anvertrauen - gemeinsam mit der Weltbank und einer ausgewählten Großmacht. In harmonischer Dreieinigkeit werde man sodann die Rohstoffe verwalten und über die erzielten Erträge bestimmen. Alternativen zu diesem Herrschaftsmodell ("geteilte Souveränität") werden den Ressourcenstaaten nicht gelassen: "Denn wenn sie nicht zustimmten, könnte es sein, daß sie überhaupt nichts bekommen."
Natürlich braucht das Ganze, wie in modernen Rechtsstaaten üblich, auch eine Rechtsbasis. 

Die in der deutschen Fachzeitschrift veröffentlichte Erörterung projiziert die im Irak herrschenden Zustände auf sämtliche interessierenden Weltgegenden und versucht, das in Bagdad bestehende Okkupationsgeschehen als Rechtsbasis zukünftiger Rohstoffplünderungen zu installieren. Damit weist der DGAP-Text über Zwischenformen gegenwärtiger Herrschaftssicherung hinaus (Afghanistan, Bosnien-Herzegowina, Kosovo), und entwickelt die dortigen "Übergangsregierungen" zu dauerhaften Diktatorialregimen fort.

Man kann der deutschen (?) Politklasse nur dazu gratulieren, daß sie – ihre Übereinstimmung mit dem Aufsatz des amerikanischen Autors vorausgesetzt - den argumentativen Anschluß an die Politik der Alliierten Siegermächte der Weltkriege gefunden hat.

Wer so mit den Grenzen angeblich souveräner Staaten umspringt, der zeigt in seiner grenzenlosen Vermessenheit, daß ihn nichts weniger interessiert als die Selbstbestimmung der Völker dieser Erde. Der zeigt, daß er sich und seine Kumpane für auserwählt hält, über alle Völker und über alle nationalen Grenzen hinweg die Geschicke der Menschheit diktatorisch und unter Anwendung militärischer Gewalt sowie Bestechung willfähriger Volksführer zu bestimmen. Der stellt sich damit eindeutig gegen das Völkerrecht – selbst  wenn er seine imperialistischen Absichten mit eben diesem Völkerrecht zu begründen versucht! Und er muß sich die Frage gefallen lassen, was denn nun unter dem Begriff Demokratie – für die schon das Blut von Millionen Kriegsopfern weltweit geflossen ist – wirklich zu verstehen ist. Das Recht der Völker, ihre Regierungsform selbst zu bestimmen, ist es jedenfalls nicht.

